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keit von Arbeit und Mutterschaft immer besser zu ge­
währleisten (vgl. §§ 240 ff. AGB);

— Nutzung aller Möglichkeiten des Arbeitsrechts, um noch 
vorhandene ideologische Hemmnisse bei der Realisie­
rung der gleichberechtigten Stellung der Frau im Ar­
beitsprozeß zu überwinden.
Das AGB geht bei der Verwirklichung dieser gene­

rellen Aufgaben konsequent vom Inhalt des sozialistischen 
Prinzips der Gleichberechtigung aus und fixiert für Män­
ner und Frauen die gleichen Rechte und Pflichten sowie 
die gleichen rechtlichen Voraussetzungen für ihre Wahr­
nehmung bzw. Erfüllung. Gleiche Berechtigung und Ver­
pflichtung besonders hinsichtlich grundlegender Rechte 
bieten gleiche Voraussetzungen und Möglichkeiten für die 
Entfaltung und Verwirklichung der Persönlichkeit3 der 
Frau. So konnte E. H o n e c k e r  auf dem IX. Parteitag 
feststellen, „daß die Frauen auf allen Gebieten des Lebens 
ihren festen Platz haben. Bei der jungen Generation zeigen 
sich kaum noch Unterschiede in den Entfaltungsmöglich­
keiten ihrer Fähigkeiten und Talente“.4 Zu diesem Ergeb­
nis hat auch und vor allem die Verwirklichung der Gleich­
berechtigung der Frau im Arbeitsprozeß beigetragen, die 
im AGB in erster Linie dadurch fixiert wird, daß die Frau 
gleiches Recht auf Arbeit und Entlohnung bei gleicher Ar­
beit hat, daß sie die gleichen Bedingungen für ihre Arbeit, 
Mitwirkung und Bildung vorftndet und zur gleichen Wahr­
nehmung und Erfüllung aller Rechte und Pflichten aus 
dem Arbeitsrechtsverhältnis berechtigt und verpflichtet 
ist. Das AGB gilt ohne Einschränkung für alle Werk­
tätigen unabhängig vom Geschlecht. Diskriminierende Re­
gelungen und Praktiken sind dem sozialistischen Arbeits- 
recht fremd.5

Notwendigkeit besonderer Förderungsmaßnahmen 
■für Frauen * 1

Die gezielte Einflußnahme des sozialistischen Staates durch 
die rechtliche Fixierung weitergehender Rechte, besonde­
rer Förderungsmaßnahmen und Vergünstigungen erfolgt, 
wenn die tatsächliche gesellschaftliche Stellung der Frau 
trotz rechtlich gleicher Regelungen noch nicht in jeder 
Hinsicht den Forderungen entspricht, die — ausgehend von 
dem erreichten ökonomischen, politischen und ideologi­
schen Entwicklungsstand — an die Verwirklichung des 
Prinzips der Gleichberechtigung zu stellen sind. Die staat­
lich-rechtliche Garantie und Verwirklichung solcher be­
sonderer Rechte ermöglichen es, die Gleichberechtigung 
der Frau auch dann zu gewährleisten, wenn bestimmte 
ungleiche Bedingungen gegeben sind:

1. Die physischen und physiologischen Besonderheiten 
der Frau erfordern besondere Arbeitsbedingungen und die 
Beachtung spezifischer Voraussetzungen des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes. Gleiche Pflichten bzw. Arbeitsbedin­
gungen mit den männlichen Werktätigen würden hier zu 
empfindlichen Nachteilen für die Frau führen.

2. Die Auswirkungen der ungleichen Stellung der Frau 
in der kapitalistischen Vergangenheit konnten teilweise 
noch nicht völlig beseitigt werden. Sie sind durch ent­
sprechende Leitungs- und besondere Förderungsmaßnah­
men zu überwinden (vgl. z. B. den Nachholebedarf im 
Bereich der Aus- und Weiterbildung).

3. Die gesellschaftlichen Aufgaben der Frau, die sich 
aus der Mutterschaft, Pflege und Erziehung der Kinder 
ergeben, müssen mit ihrer Berufstätigkeit in Übereinstim­
mung gebracht werden. Um die gleichberechtigte Stellung 
dieser Frauen im Arbeitsprozeß zu gewährleisten, werden 
besondere Rechte und Schutzvorschriften sowie Maßnah­
men für ihre Unterstützung festgelegt. Es handelt sich 
hier sowohl um Förderungsmaßnahmen für die Frau, da­
mit sie gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teil­
nehmen kann, als auch um Maßnahmen der Unterstüt­
zung der Familie, um Ungleichheiten, die z. B. die Anzahl 
der Kinder mit sich bringen kann, weitestgehend zu über­

winden. „Unterschiede vor allem im materiellen und kul­
turellen Lebensniveau sind auch bedingt durch die Größe 
der Familie. Nicht zuletzt deshalb war und ist das sozial­
politische Programm darauf gerichtet, durch vielfältige 
Maßnahmen solche Unterschiede im Lebensniveau der 
Familien, die nicht aus der Arbeitsleistung resultieren, zu 
mindern.“6

Hieran wird deutlich, daß auch das sozialistische Recht 
Voraussetzungen für die Entfaltung sozialistischer Lebens­
weise schafft. Auch unter diesem Aspekt sind die Rege­
lungen des 12. Kapitels des AGB zu sehen, die ausschließ­
lich jene arbeitsrechtlichen Vorschriften beinhalten, die 
auf die Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Mutter­
schaft bzw. auf die Förderung der Familie gerichtet sind. 
Alle anderen Regelungen, die die unter Punkt 1 und 2 
angesprochenen Probleme zum Inhalt haben, sind in den 
jeweiligen Sachkapiteln des AGB enthalten.7 Für alle Nor­
men oder Kapitel, die der Verwirklichung des Prinzips 
der Gleichberechtigung dienen, gelten als Ausgangspunkt 
und normative Grundlage die Regelungen der §§ 3 und 30 
AGB.

Gemäß § 3 AGB gewährleistet der sozialistische Staat, 
daß überall solche Bedingungen geschaffen werden, die 
es den Frauen ermöglichen, ihrer gleichberechtigten Stel­
lung in der Arbeit und in der beruflichen Entwicklung 
immer besser gerecht zu werden und ihre Tätigkeit noch 
erfolgreicher mit ihren Aufgaben als Mutter und in der 
Familie zu vereinbaren. Hieraus ergeben sich sowohl Auf­
gaben für die Organe, die befugt sind, arbeitsrechtliche 
Bestimmungen zu erlassen, als auch für die Betriebe, die 
diese Bestimmungen durchzusetzen haben. In diesem Zu­
sammenhang ist darauf hinzuweisen, daß für die Ver­
wirklichung der Gleichberechtigung der Frau die Rege­
lungen des 2. Kapitels des AGB, das als Grundsatzkapitel 
und demzufolge als Grundlage für alle anderen Sach- 
kapitel ausgestaltet wurde, in ihrem ganzen Umfang zu 
beachten sind.8 Das betrifft vor allem die arbeitsrechtlich 
normierten Leitungsprinzipien, die Aufgaben des Betriebs­
leiters und der leitenden Mitarbeiter (§§ 18 bis 21 AGB) 
sowie ganz besonders die Rolle der betrieblichen Gewerk­
schaftsleitungen (§§ 22 ff. AGB) und ihre Verantwortung 
für die Gewährleistung der Gleichberechtigung der Frau 
in der Arbeit.

Ein arbeitsrechtlich ausgestaltetes Leitungsinstrument 
zur Förderung der schöpferischen Fähigkeiten der Frauen 
im Arbeitsprozeß, zu ihrer politischen und fachlichen Aus- 
und Weiterbildung, zur planmäßigen Vorbereitung von 
Frauen auf den Einsatz in leitende Funktionen sowie zur 
Verbesserung ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen ist 
der Frauenförderungsplan, der nach § 30 Abs. 2 AGB zwi­
schen dem Betriebsleiter und der Betriebsgewerkschafts­
leitung als Teil des Betriebskollektivvertrags zu verein­
baren ist.

Weiterentwicklung der Regelungen zur Sicherung 
der gleichberechtigten Teilnahme der Frauen 
am Arbeitsprozeß durch das AGB

Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
der werktätigen Frauen

Gleiche Rechte und Pflichten sind Grundlage der Gleich­
berechtigung der Frau. Biologisch und gesellschaftlich be­
dingte ungleiche Voraussetzungen werden durch zusätz­
liche Rechte der Frauen und durch spezifische Aufgaben 
der Betriebe weitgehend ausgeglichen. Von besonderer 
Bedeutung sind in diesem Zusammenhang die Aufgaben 
des Betriebes bei der Organisation am Arbeitsplatz, die 
sich in die Gesamtheit der Aufgaben zur wissenschaft­
lichen Organisation der Arbeit eingliedem. Nach § 74 AGB 
hat der Betrieb materiell-technische, arbeitsorganisatori­
sche und die Gesundheit der Werktätigen schützende Vor­
aussetzungen zu schaffen, die es ihnen ermöglichen, ihre 
Arbeitsaufgaben kontinuierlich zu erfüllen.9 Ausgehend


